
Bundesgesetz vom .....•••...• , mit dem das Schulorgani­
sationsgesetz geändert wird (8. Schulorganisations­

gesetz-Novelle) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Gesetzentwurf 

ZL .......... 1.!. ........ -GE/19 ...... .. 
Datum .,,( (rlJ-t7L.- ~ 

.................................. ] .................. .. 

Verteilt2..~:f~~:..!.Q.Q.~. 1tun-. e.-. 
.......... _ ......... -

Artikel I 

Das Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 242/1962, zuletzt ge­
ändert durch das Bundesgesetz, BGBl. Nr. 365/1982, wird wie folgt 

geändert: 

>,. ,. ~,.J., .. ,." " -.' 

1. Die Bezeichnung "Bundesminister fUr Unterrich't und Kurt!'t'-,'III,r'· 
wird jeweils durch die Bezeichnung "Bundesminister fUr Unterricht, 

Kunst und Sport" ersetzt und grammatikalisch der jeweiligen Bestim­
mung angepaßt. 

2. Im § 8a Abs.3 (Grundsatzbestimmung) lautet der dritte Satz: 

"Die Mindestzahl von Anmeldungen fUr die Abhaltung eines alter­

nativen Pflichtgegenstandes, eines Freigegenstandes oder einer un­

verbindlichen Übung darf 15, bei Fremdsprachen und Hauswirtschaft 12 

nicht unterschreiten; die Mindestzahl fUr den Förderunterricht gemäß 

§ 8 lit.f sublit. aa darf 8, jene fUr den Förderunterricht gemäß § 8 

lit.f sublit. ce 6 nicht unterschreiten und 12 nicht Uberschreiten, 

fUr den Förderunterricht in der Grundschule und der Sonderschule in 

allen Fällen jedoch 3 nicht unterschreiten und 10 nicht Uberschrei-
ten." 

3. § 21 Abs.1 und 2 (Grundsatzbestimmung) lautet: 

"(1) Die KlassenschUlerzahl an der Hauptschule darf 30 nicht 

Ubersteigen und soll 20 nicht unterschreiten; sofern hievon aus be­
sonderen GrUnden (z.B. zu~ Erhaltung von Schulstandorten) ein Ab-
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weichen erforderlich ist, hat darUber die nach dem AusfUhrungsgesetz 

zuständige Beh5rde nach Anh5rung des Schulerhalters, des Bezirks-

schulrates und des Landesschulrates zu entscheiden. 

. 
(2) Die AusfUhrungsgesetzgebung hat zu bestimmen, bei welchen 

Voraussetzungen im Hinblick auf die Leistungsgruppen in Deutsch, 
Mathematik und Lebender Fremdsprache eigene SchUlergruppen einzu­

richten sind. Die Anzahl der SchUlergruppen darf in den einzelnen 

Schulen auf jeder Schulstufe und in jedem Pflichtgegenstand die An­
zahl der Klassen um 1 und ab 6 Klassen um 2 nicht Uberschreiten. Die 

SchUlerzahl in den SchUlergruppen.darf auf einer Schulstufe einer 
Schule im Durchschnitt 10 nicht unterschreiten. Abweichend von den 

vorstehenden Bestimmungen dUrfen an Hauptschulen mit nur einer ein­

zigen vierten Klasse ab 21 SchUlern drei SchUlergruppen vorgesehen 

werden." 

4. § 27 Abs.1 und 2 (Grundsatzbestimmung) lautet: 

"(1) Die Zahl der SchUler in einer Klasse in einer Sonderschule 

fUr blinde Kinder, einer Sonderschule für Geh5rlose und einer Son­

derschule für schwerstbehinderte Kinder darf 8, die Zahl der Schüler 

in einer Klasse einer Sonderschule fUr sehbehinderte Kinder, einer 
Sonderschule fUr schwerh5rige Kinder und einer Heilstättenschule 

darf 10 und die Zahl der SchUler in einer Klasse einer sonstigen 

Sonderschule darf 16 nicht Ubersteigen. 

(2) Die SchUlerzahl in Klassen fUr mehrfach behinderte Kinder 

richtet sich je nach den vorliegenden Behinderungen der SchUl er nach 

Abs.1 mit der Maßgabe, daß sie jedenfalls 10 nicht Ubersteigen 

darf." 

5. § 27 Abs. 4 (Grundsatzbestimmung) lautet: 

"(4) Die Zahl der SchUler in einer Vorschulklasse darf 8, in 

einer Sonderschule fUr blinde Kinder und einer Sonderschule fUr 
Geh5rlose jedoch 6 nicht unterschreiten und die Zahl gemäß Abs. 1 
nicht·Uber~eigen. In einer Vorschulgruppe darf die Zahl der Schüler. 

4, in einer Sonderschule für blinde Kinder und einer Sonderschule 
fUr Geh5rlose jedoch 3 nicht unterschreiten." 

6. § 33 Abs. 1 (Grundsatzbestimmung) lautet: 

"(1) Die KlassenschUlerzahl am Polytechnischen Lehrgang darf 30 

nicht Ubersteigen und soll 20 nicht unterschreiten; sofern hievon 
aus besonderen GrUnden (z.B. zur Erhaltung von Schulstandorten) ein 
Abweichen erforderlich ist, hat darUber die nach dem AusfUhrungs­

gesetz zuständige Beh5rde nach Anh5rung des Schulerhalters, des Be­
zirksschulrates und des Landesschulrates zu entscheiden." 

, 
~ 
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7. § 33 Abs. 2 (Grundsatzbestimmung) lautet: 
"(2) Die Ausführungsgesetzgebung hat zu bestimmen, bei welchen 

Voraussetzungen im Hinblick auf die Leistungsgruppen in Deutsch, 
Mathematik und Lebender Fremdsprache eigene Schülergruppen einzu­
richten sind. Die Anzahl der Schülergruppen darf in den einzelnen 
Schulen in jedem Pflichtgegenstand die Anzahl der Klassen um 1, ab 6 
Klassen um 2 und ab 11 Klassen um 3 überschreiten. Die Schülerzahl 
in den Schülergruppen darf in den einzelnen Schulen im Durchschnitt 

10 nicht unterschreiten." 

8. § 33 Abs. 3 (Grundsatzbestimmung) lautet: 
"(3) Die Ausführungsgesetzgebung hat zu bestimmen, bei wel~her 

Scoülerzahl der Unterricht in den Unterrichtsgegenständen Maschin­
schreiben, Werkerziehung sowie Hauswirtschaft und Kinderpflege statt 

für die gesamte Klasse in Schülergruppen zu erteilen ist. Die Schü­
lerzahl, bei welcher der Unterricht in Sc~ülergruppen zu erteilen 
ist, darf für den Unterricht in Maschinschreiben 25, in Werker­
ziehung 20 und in Hauswirtschaft und Kinderpflege 16 nicht unter­

schreiten. Die Ausführungsgesetzgebung hat vorzusehen, daß in den 

alternativen Pflichtgegenständen die Schüler mehrerer Klassen einer 

Schule zusammengefaßt werden können, soweit die auf Grund der Abs. 1 
und 2 und des ersten Satzes dieses Absatzes bestimmte Schülerzahl 
nicht überschritten wird; in den Unterrichtsgegenständen Werker­

ziehung, Hauswirtschaft und Leibesübungen kann vorgesehen werden, 
daß die Schüler mehrerer Klassen auch von mehreren Schulen zusammen­
gefaßt werden können." 

9. Im § 39 werden die Abs.2 bis 5 als Abs.3 bis 6 bezeichnet 
und wird folgender neuer Abs.2 eingefügt: 

"(2) Im Lehrplan der im § 36 genannten Formen der allgemein­

·bildenden höheren Schulen ist ferner in der 5. Klasse als verbind­
liche Obung Informatik vorzusehen." 

10. Im § 40 wird Abs.5 als Abs.6 bezeichnet und folgender Abs.5 
eingefügt: 

"(5) Die Aufnahme in die Obergangsstufe eines Oberstufenreal­
gymnasiums setzt die erfolgreiche Erfüllung der ersten acht Jahre 
der allgemeinen Schulpflicht voraus. Bei erfolgreichem Abschluß der 

Obergangsstufe entfällt die Ablegung einer Aufnahmsprüfung in die 
5. Klasse des Oberstufenrealgymnasiums." 

11. Im § 43 werden die Abs.2 und 3 als Abs.3 und 4 bezeichnet 
und wird folgender neuer Abs.2 eingefügt: 

"(2) Die Klassenschülerzahl an der Unterstufe der allgemeinbil­
denden höheren Schule darf abweichend von Abs.1 30 nicht übersteigen 
und soll 20 nicht unterschreiten." 
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12. § 43 Abs.4 lautet: 
"(4) In den Pflichtgegenständen LeibesUbungen und Werkerziehung 

(fUr Knaben bzw. fUr Mädchen) kannen SchUler mehrerer Klassen einer 
oder mehrerer Schulen zusammengefaßt werden, soweit hiedurch die 

gemäß Abs.1 und 2 bzw. auf Grund des. Abs.3 festgesetzten Hachst­
zahlen nicht Uberschritten werden." 

13. § 68 lautet: 
"§ 68. Voraussetzung fUr die Aufnahme in eine berufsbildende 

hahere Schule ist die erfolgreiche ErfUllung der ersten acht Jahre 
der allgemeinen Schulpflicht sowie die erfolgreiche Ablegung einer 
AufnahmsprUfung, durch welche die geistige und k5rperliche Eignung 
des SchUlers fUr die betreffende Fachrichtung festzustellen ist. Die 

AufnahmsprUfung entfällt bei den Sonder formen fUr Berufstätige, 
Kollegs und Speziallehrgängen, soweit fUr diese nicht anderes be-

stimmt ist." 

14. § 111 Abs.3 lautet: 

"(3) FUr jede Berufspädagogische Akademie sind zur schul­
praktischen Ausbildung geeignete Schulen in der erforderlichen Zahl 
als Besuchsschulen zu bestimmen." 

15. § 111 Abs.7 entfällt. 

16. § 112 Abs.1 lit.a lautet: 
"a) Humanwissenschaften .(insbesondere Religionspädagogik, Er­

ziehungswissenschaft, Unterrichtswissenschaft, Pädagogische 
Psychologie, Pädagogische Soziologie, Betriebssoziologie, 

Schulrecht, Biologische Grundlagen der Erziehung, Gesund­
heitslehre, Schul- und Arbeitshygiene);" • 

. 17. Im § 112 wird Abs.2 als Abs.3 bezeichnet und folgender 
Abs.2 eingefUgt: 

"(2) In den Lehrplänen kannen verkUrzte Studiengänge fUr in 
einem Dienstverhältnis stehende Lehrer vorgesehen werden, wenn im 
Hinblick auf ihre in der praktischen Unterrichtsarbeit gewonnenen 

Erfahrungen und die Absolvierung von am Pädagogischen Institut ein­
gerichteten einschlägigen Lehrveranstaltungen die Erreichung des 
Bildungszieles der betreffenden Lehramtsausbildung erwartet werden 

kann." 

18. § 113 Abs.6 lautet: 

"(6) FUr gemäß § 112 Abs.2 verkUrzte Studiengänge hat der Bun­
des~~nister fUr Unterricht, Kunst und Sport zusätzlich zu den auf 
Grund des Abs.5 festzulegenden Aufnahmsvoraussetzungen jene Auf­
nahmsvoraussetzungen festzulegen, die fUr die Erreichung des Ausbil­

dungszieles bei der verkUrzten Studiendauer erforderlich sind." 
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19. Im § 119 Abs.6 lautet der zweite Satz: 

"Die Zahl der SchUl er in einer Klasse der Obungsvolksschule 
darf 30 nicht Ubersteigen." 

20. Im § 119 Abs.7 lautet der dritte Satz: 

"Die Zahl der SchUler in einer Klasse der Obungshauptschule 
darf 30 nicht Ubersteigen." 

21. Im § 119 Abs.8 lautet der zweite Satz: 

"Die Zahl der SchUler in einer Klasse einer Obungssonderschule 
darf h5chstens 16 betragen, in Klassen mit mehrfach behinderten 
Kindern h5chstens 10." 

22. Dem § 120 wird folgender Abs.5 angefUgt: 

"(5) Der Bundesminister fUr Unterricht, Kunst und Sport kann 

durch Verordnung auf Antrag des Landesschulrates fUr die Pädagogi­

sche(n) Akademie(n) dieses Landes vorsehen, daß auch andere als die 

im Abs.3 lit.a genannten Pflichtgegenstände gewählt werden k5nnen, 

wenn an fUr diese Pflichtgegenstände lehrbefähigten Lehrern ein be­
sonderer Bedarf besteht." 

23. An die Stelle der §§ 131c und 131d tritt folgender § 131c: 
"§ 131c. (1) Abweichend von der Voraussetzung fUr die Aufnahme 

in eine Pädagogische Akademie gemäß § 121 erster Satz k5nnen auch 

Absolventen der Bildungsanstalt für Arbeitslehrerinnen in die-Päd­

agogische Akademie aufgenommen werden, die einen Vorbereitungslehr­
gang gemäß Abs.2 erfolgreich abgeschlossen haben. 

(2) An den Pädagogischen Akademien kann bei Bedarf nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen in den Schuljahren 1986/87 bis 1990/91 
ein Vorbereitungslehrgang gefUhrt werden: 

1. Der Vorbereitungslehrgang hat in einem zweisemestrigen Bil­
dungsgang Personen mit der BefähigungsprUfung fUr Arbeitslehrerinnen 

auf das Lehramtsstudium an der Pädagogischen Akademie vorzubereiten. 

2. Im Lehrplan (§ 6) des Vorbereitungslehrganges sind als 
Pflichtgegenstände vorzusehen: Religion, Humanwissenschaften, 

Deutsch, Naturwissenschaftliche Grundlagen der Allgemeinbildung, 
Biologie und Umweltkunde, Physik, Chemie sowie als alternative 

Pflichtgegenstände Deutsch (erweiterter Unterricht), Mathematik und 
Lebende Fremdsprache. 
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(3) FUr Absolventen des Vorbereitungslehrganges, die den 
Studiengang für das Lehramt an Volksschulen besuchen, entfallen die 
mit d!r Ausbildung für Werkerziehung (textiler Bereich) zusammen­
h~ngenden Pflichtgegenst~nde und für jene, die den Studiengang für 
das Lehramt an Hauptschulen oder Polytechnischen Lehrg~ngen be­

suchen, entf~llt der Pflichtgegenstand gemäß § 120 Abs. 3 lit.b und 
die diesem entsprechenden Fachdidaktiken; sie sind jedoch zum Besuch 

dieser Pflichtgegenst~nde berechtigt." 

Artikel II 

Das Schulorganisationsgesetz wird wie folgt ge~ndert: 

§ 33 Abs.2 (Grundsatzbestimmung) lautet: 
"(2) Di~ AusfUhrungsgesetzgebung hat zu bestimmen, bei welchen 

Voraussetzungen im Hinblick auf die Leistungsgruppen in Deutsch und 
Mathematik eigene Schülergruppen einzurichten sind. Die Anzahl der 

Schülergruppen darf in den einzelnen Schulen in jedem Pflichtgegen­
stand die Anzahl der Klassen um 1, ab 6 Klassen um 2 und ab 11 Klas­
sen um 3 überschreiten. Die Schülerzahl in den Schülergruppen darf 

in den einzelnen Schulen im Durchschnitt 10 nicht unterschreiten." 

Artikel III 

Artikel V der 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle, BGE1. 

Nr. 323/1975, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 142/1980, 
wird wie folgt ge~ndert: 

1. Z 1 lit.b lautet: 
"b) Diese Sonderscfiulen umfassen acht Schulstufen; der Anschluß 

der neunten Schulstufe in der Form des Polytechnischen 
Lehrganges ist möglich. Die Einteilung in Klassen hat sich 
nach dem Alter und der Bildungsf~higkeit der Schüler zu 
richten. Insoweit der Unterricht nach dem Lehrplan der 
Volksschule oder der Haupts~hule oder des Polytechnischen 
Lehrganges erfolgt, hat jeder Schulstufe eine Klasse zu 

entsprechen. Sofern hiefür nicht genügend Schüler zur Ver­
fügung stehen, kann der Unterricht nach dem Lehrplan der 
Volksschule für mehrere Schulstufen jeweils in einer Klasse 

erfolgen; wird der Unterricht für mehrere Schulstufen in 
e~ner Klassen zusammengefaßt, so sind solche Klassen in 
Abteilungen zu gliedern, wobei eine Abteilung eine oder 
mehrere - in der Regel aufeinander folgende - Schulstufen zu 

umfassen hat." 
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2. Z 1 lit.e lautet: 

He) Die Zahl der Schüler in einer Klasse darf 8 nicht überstei­

gen. Soweit der Unterricht nach dem Lehrplan der Hauptschu­
le oder des Polytechnischen Lehrganges erfolgt, sind in 
Pflichtgegenständen mit Leistungsgruppen Schülergruppen 

einzurichten, deren Zahl die Anzahl der Klassen der be­
treffenden Behinderungsart auf einer Schulstufe um 1 über­

schreiten darf. Die durchschnittliche Mindestzahl der Schü­

ler für die Einrichtung von Schülergruppen hat der Bundes­
minister für Unterricht, Kunst und Sport unter Bedachtnahme 

auf die Behinderungsart und die Anforderungen im betreffen­
den Pflichtgegenstand sowie die regionalen Verhältnisse 

durch Verordnung festzulegen. Die Höchstzahl der Schüler in 

einer Schülergruppe darf die Zahl 8 nicht übersteigen." 

3. Der Z 2 wird folgende lit.e angefügt: 

He) Die Schüler sind im betriebswirtschaftliChen und fach­

theoretischen Unterricht durch die Einrichtung von Lei­

stungsgruppen zu f5rdern, sofern hiefür eigene Schülergrup­
pen eingerichtet werden. Die Voraussetzungen für die 

Einrichtung vonSchülergruppen hat der Bundesminister für 

Unterricht, Kunst und Sport unter Bedachtnahme auf die im 

§ 51 Abs.3 des Schulorganisationsgesetzes genannten 

Mindestvoraussetzungen sowie die regionalen Verhältnisse 
durch Verordnung festzulegen." 

Artikel IV 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt nach Maßgabe der folgenden Be­
stimmungen in Kraft: 

1. Artikel I Z 1 mit 1. Jänner 1985, 

2. Artikel I Z 9, 10, 13 bis 15, 19, 21 und 22 sowie 

Artikel III Z 1 und 3 mit 1. September 1985, 

3. Artikel I Z 11, 12 und 20 sowie Artikel III Z 2 hinsichtlich 
der 1. Klasse m.it 1. September 1985, der 2. Klasse mit 

1. S e p te Ql.b e r 1 9 8 6, der 3. K 1 ass e mit 1. S e pt e m b e r 1 9 8 7 _ und 
der 4. Klasse mit 1. September 1988, 

4. Artikel I Z 16 bis 18 und 23 mit 1. September 1986. 

(2) Verordnungen auf Grund· dieses Bundesgestzes können bereits 
von dem seiner Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden. Sie 

treten frühestens mit dem im Abs.1 bezeichneten Zeitpunkt in Kraft. 
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(3) Die Ausführungsgesetze zu Artikel I Z 2 und 3 sind inner­
halb eines halben Jahres zu erlassen und hinsichtlich der 1. Klasse 
mit 1. September 1985, der 2. Klasse mit 1. September 1986, der 
3. Klasse mit 1. September 1987 und der 4. Klasse mit 1. September 
1988 in Kraft zu setzen. Die Ausführungsgesetze zu Artikel I Z 4 bis 

6 und 8 sind innerhalb eines halben Jahres zu erlassen und mit 
1. September 1985 in Kraft zu setzen. Die Ausführungsgesetze zu 
Artikel I Z 7 sind innerhalb eines Jahres zu erlassen und mit 

1. September 1985 in Kraft zu setzen. Die Ausführungsgesetze zu 
Artikel II sind innerhalb eines halben Jahres zu erlassen sowie mit 

1. September 1985 in Kraft und mit 31. August 1989 außer Kraft zu 
setzen. 

(4) Mit der Voll ziehung dieses Buddesgesetzes, soweit sie in 

die Zuständigkeit des Bundes fällt, sowie mit der Wahrnehmung der 
dem Bund gemäß Art. 14 Abs.8 des B-VG zustehenden Rechte auf dem 
durch dieses Bundesgesetz geregelten Gebiet ist der Bundesminister 
für Unterricht, Kunst und Sport betraut. 
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VOR B L A T T 

1. Probleme: 

1. Der Nationalrat hat mit Entschließung vom 30. Juni 1982 die 
damalige Bundesregierung aufgefordert, den Entwurf einer 
Schulorganisationsgesetz-Novelle vorzulegen, mit der die 
Maßnahmen zur Senkung der Klassenschülerhöchstzahlen fort­
gesetzt werden. 

2. Die grundlegenden Kenntnisse im Bereich der Informatik sind 
nach dem derzeitigen Stand der Entwicklung als ein Teil der 

Allgemeinbildung zu betrachten; in den allgemeinbildenden 
höheren Schulen wird diese Ausbildung jedoch nur als Freigegen­
stand angeboten. 

3. Wünsche nach Verbesserungen und KlarsteIlungen in einigen Be­
reichen. 

2. Ziel: 

Die erkannten Probleme sollen einer Lösung zugeführt werden, so­
weit sie kurzfristig realisierbar erscheinen. 

3. Inhalt: 

1. Herabsetzung der Klassenschülerhöchstzahlen in den Haupt­
schulen, Polytechnischen Lehrgängen, einigen Sonderschularten 
sowie der Unterstufe der allgemeinbildenden höheren Schule. 

2. Einführung des Unterrichtsbereiches "Informatik" als verbind­
liche Dbung in den 5. Klassen der allgemeinbildenden höheren 
Schulen. 

3. Aufnahme einiger sonstiger Änderungen, soweit diese im Hinblick 
auf die schulische Entwicklung vordringlich erscheinen. 

4. Kosten: 

Im folgenden wird der Mehraufwand in Millionen Schilling gegenüber 
dem jeweiligen Vorjahr angegeben: 

1985: 
158,5 

1986: 
288,9 

1981: 
210,3 

1988 : 
212,2 

1989: 
158,0 

1990: 

° 
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E r 1 ~ u t e run gen 

I. ALLGEMEINER TEIL 

A. Der vorliegend~ Entwurf einer 8. Schulorganisationsgesetz­

Novelle beinhaltet insbesondere folgende Änderungen: 

1. Senkung von KlassenschUlerhöchstzahlen 

Der Nationalrat hat am 30. Juni 1982 folgende Entschließung 

gefaßt: 

"Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Nationalrat ehest­
möglich den Entwurf einer Novelle des Schulorganisationsgesetzes vor­
zulegen, mit der die bereits getroffenen Maßnahmen zur Senkung der 
KlassenschUlerhöchstzahl fortgesetzt werden. Unter Bedachtnahme auf 
die Entwicklung der SchUlerzahl, der Lehrerversorgung, der Schulraum­

situation und der besonderen regionalen Gegebenheiten sollen durch ein 

flexibles Modell die KlassenschUlerhöchstzahlen in der Hauptschule, im 
Polytechnischen Lehrgang, in der allgemeinbildenden höheren Schulen, 

im berufsbildenden Schulwesen und in den Anstalten fUr Kindergarten­
p~dagogik und fUr Erzieher herabgesetzt werden." 

Unter Bedachtnahme auf diese Entschließung sieht der vorliegende 
Entwurf eine weitere Herabsetzung der KlassenschUlerhöchstzahl im Be­
reich der Hauptschule (durch die 7. Schulorganisationsgesetz-Novelle 

ist die Höchstzahl von 36 auf 33 gesenkt worden), eine Herabsetzung 
der KlassenschUlerhöchstzahl fUr Sonderschulen fUr blinde Kinder, fUr 

Gehörlose, fUr schwerstbehinderte Kinder, fUr sehbehinderte Kinder und 
fUr schwerhörige Kinder sowie fUr die Heilstättenschule (fUr die 
Ubrigen Arten der Sonderschule ist durch die 7. Schulorganisationsge­
setz-Novelle die Höchstzahl von 18 auf 16 gesenkt worden) sowie eine 
Anpassung der KlassenschUlerzahlen des Polytechnischen Lehrganges und­
der Unterstufe der allgemeinbildenden höheren Schulen an jene der 

Hauptschule vor. FUr die Sonderschulen und den Polytechnischen Lehr­
gang soll die Neuregelung zur Gänze ab 1. September 1985, bei der 

Hauptschule und der allgemeinbildenden höheren Schule ab 1. September 
1985 aufsteigend in Kraft treten. 

Durch die fUr die Hauptschule, den Polytechnischen Lehrgang und 
die Unterstufe der allgemeinbildenden höheren Schulen vorgesehenen 
Rahmenbestimmungen wird der Entschließung des Nationalrates hinsicht­
lich der Flexibilität des Modells Rechnung getragen. Das stufenweise 
Inkrafttreten der Regelungen nimmt auf die SChUlerzahlenentwicklung 
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Bedacht; außerdem erschiene eine Herabsetzung von Höchstzahlen im 
Rahmen eines Bildungsganges pädagogisch unzweckmäßig, da es dadurch zu 

Klassenteilungen und Lehrerwechsel kommen könnte. Im Bereich der 

Sonderschule wurde von einem aufsteigenden Inkrafttreten jedoch Ab­

stand genommen, weil die Vorteile einer geringeren Schülerzahl im Hin­
blick auf die intensivere Befassungsmöglichkeit mit dem einzelnen 

Kind, die in dem Bereich der schwereren Behinderungen besonders 

wichtig ist, gegenüber dem Nachteil eines allfälligen Lehrerwechsels 

überwiegen. Eine Einbindung der Senkung von Klassenschülerhöchstzahlen 

über das vorgesehene Ausmaß hinaus erscheint vor allem im Hinblick auf 

die Schulraumsituation im berufsbildenden Schulwesen, die gegebene 

Schülerzahlentwicklung sowie die mit einer derartigen Senkung ver-

b und e n e n K 0 s t end erz e i t no c<h n ich t r e a 1 i sie r bar . 

2. Einführung von Informatik in den 5. Klassen der allgemein­
bildenden höheren Schulen 

Die Einführung eines verpflichtenden Unterrichtsgegenstandes 
"Informatik" im Bereich der allgemeinbildenden höheren Schulen ist im 
Hinblick auf die zu erwartenden Anforderungen an die Absolventen der 

allgemeinbildenden höheren Schulen erforderlich. Aus diesem Grunde 

enthält der Entwurf den Vorschlag auf Einführung eines derartigen 

Unterrichtsgegenstandes in der Art einer verbindlichen Übung. 

3. Weitere Maßnahmen zur Verbesserung des Schulorganisations­

rechtes 

Ferner enthält der vorliegende Entwurf eine Reihe von Änderungen, 
durch die eine Verbesserung der Schulorganisation angestrebt wird. 

Im übrigen wird auf den besonderen Teil dieser Erläuterungen ver­
wiesen. 

B. Der Entwurf einer 7. Bchulorganisationsgesetz-Novelle enthält 

im Artikel I Z 2 bis 8 sowie im Artikel II gemäß Artikel 14 Abs. 3 
lit. b B-VG Grundsatzbestimmungen und im übrigen gemäß Artikel 14 

Abs. 1 B-VG unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht. Ein dem Entwurf 
entsprechendes Bundesgesetz unt~rliegt bei Beschlußfassung im 

Nationalrat den besonderen Erfordernissen des Artikels 14 Abs. 10 

B-VG. 
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II. BESONDERER TEIL 

Zu Artikel I: 

Zu Z 1: Gemäß 1. Teil Artikel I Z 15 des Bundesgesetzes, 

BGBl.Nr. 439/1984, mit dem das Bundesministeriengesetz 1973 geändert 

wird, erhielt mit Wirkung vom 1. Jänner 1985 der Bundesminister für 
Unterricht und Kunst die Bezeichnung "Bundesminister fUr Unterricht, 
Kunst und Sport". Dementsprechend wären jene Bestimmungen, die auf den 

Bundesminister für Unterricht und Kunst Bezug nehmen, zu ändern. 

Zu Z 2: § 8 lit. f des Schulorganisationsgesetzes sieht drei 

Arten von FBrderunterricht vor, nämlich in su~lit. aa den FBrderunter­

richt allgemeiner Natur für schwächere Schüler, die eines zusätzlichen 

Lernangebotes bedürfen, um den erforderlichen Unterrichtserfolg zu er­
reichen, in sublit. bb einen besonderen FBrderunterricht fUr Sonder­

schulen, um den Übertritt in die Normalformen leichter zu ermBglichen 

sowie in sublit. cc den besonderen FBrderunterricht im Zusammenhang 
mit dem leistungsdifferenzierten Unterricht. Der letztgenannte FBrder­

unterricht soll Schüler in Pflichtgegenständen, die leistungsdifferen­

ziert geführt werden, auf den Übertritt in eine höhere Leistungsgruppe 

vorbereiten und deren Übertritt in eine niedrigere Leistungsgruppe 
verhindern. In den Schulversuchen zur Gesamtschule war dieser FBrder­
unterricht ein wesentlicher Bestandteil des Programmes, der für die 

erfolgreiche Führung dieser Schulversuche wichtig war. Die derzeit 

vorgesehene Mindestzahl von 8 Schülern für die Eröffnung dieses För­

derunterrichtes würde im Zusammenhang mit der Schülerzahlentwicklung 
und der nunmehr vorgesehenen Herabsetzung der Klassenschülerhöchstzahl 

jedoch zu einer starken Einschränkung dieser unterstützenaen Maßnahme 

führen und damit den Erfolg der· durch die 7. Schulorganisations­

gesetz-Novelle vorgesehenen Neuorganisation der Hauptschule beein­
träc~tigen. Aus diesem Grund soll der Landesgesetzgeber ermächtigt 

werden, für diesen FBrderunterricht bereits eine Eröffnungszahl von 6 
Schülern vorzusehen. 

Zu Z 3: Durch die 7. Schulorganisationsgesetz-Novelle erfolgte 

eine Neufassung der Grundsatzbestimmung des § 21 Abs. 1 des Schulor­
ganisationsgesetzes betreffend die Klassenschülerzahl an der Haupt­

schule. Statt der bis dahin geltenden KlassenschülerhBchstzahl 36 und 
der Richtzahl 30 erfolgte analog der Regelung bei den Volksschulen 

eine Rahmenbestimmung, nach der die Klassenschülerzahl an Hauptschulen 
33 nicht übersteigen darf und 20 nicht unterschreiten sall. Unter Be­

dachtnahme auf die seit 1982 eingetretene Schülerzahlentwicklung an 
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der Hauptschule und dem neuen Lehrplan fUr diese Schul art (abgesehen 
vom zusätzlichen Unterricht in LeibesUbungen) ergibt sich, daß bei 

einer KlassenschUlerhöc~stzahl von 33 der A~fwand im wesentlichen 
gleich bliebe. Regional wUrden sich jedoch Probleme ergeben, sodaß -
auch unter Bedachtnahme auf die im Allgemeinen Teil unter Z 1 genannte 
Entschließung des Nationalrates - eine Herabsetzung der Klassen­
schUlerhöchstzahl 33 auf nunmehr 30 zweckmäßig ist. DarUberhinaus ist 
zu bedenken, daß im Hauptschulbereich insofern eine wesentliche Um­
stellung erfolgt, als bisher die Schüler in allen Unterrichtsgegen­
ständen in zwei KlassenzUgen unterrichtet werden, die neue Form der 

Hauptsphule jedoch - abgesehen von den drei leistungsdifferenzierten 

Unterrichtsgegenständen - den Unterricht ohne organisationsmäßige 
Trennung der Schüler nach ihrer Leistungsfähigkeit vorsieht; um eine 

entsprechende Individualisierung des Unterrichtes trotzdem erreichen 
zu können, erscheint eine Herabsetzung der Klassenschülerhöchstzahl 

von 33 auf 30 geboten. 

Die derzeitige Grundsatzbestimmung für die Schaffung von SchUler­
gruppen im Hinblick auf die Leistungsgruppen in Deutsch, Mathematik 
und Lebender Fremdsprache. sieht vor, daß die durchschnittliche 
SchUlerzahl in den SchUlergruppen 15 nicht unterschreiten darf. Die 
Grundsatzbestimmung trifft hiebei keine Aussage, ob der Durchschnitt 
sich nur auf die betreffende Schulstufe in einer bestimmten Haupt­
schule oder auf alle SchUlergruppen in einer Hauptschule oder auf alle 
Hauptschulen im betreffenden Bundesland bezieht. Die Ausführungsge­
setze sehen daher unterschiedliche Bezugsgrößen vor. Sofern die Durch­
schnittszahl auf eine bestimmte Hauptschule bezogen wird, ergeben sich 

insbesondere bei kleineren Hauptschulen deshalb Schwierigkeiten, weil 
nicht für alle Leistungsgruppen eigene SchUlergruppen eingerichtet 

werden können; dies oft auch dann, wenn nach dem zweiten Kriterium fUr 
die Einrichtung von Schülergruppen (Bezugnahme auf die Gesamtzahl der 
Klassen) die Einrichtung einer SchUlergruppe möglich wäre. Um auch für 
kleinere Hauptschulen weitgehend die Schaffung eigener Schülergruppen 

fUr jede Leistungsgruppe. zu gewährleisten, sieht die Entwurfsbe­
stimmung als Durchschnittszahl der SchUler in den Schülergruppen auf 

einer Schulstufe einer bestimmten Schule die Zahl 10 als Mindestgröße 

vor; das zweite Kriterium, nämlich die Bezugnahme auf die Gesamtzahl 
der Klassen, soll jedoch gleich bleiben. Dies hat im Zusammenhang mit 
der KlassenschUlerzahlregelung zur Folge, daß bereits bei 31 Schülern 

zwei Klassen mit drei SchUlergruppen g~bildet werden können; wUrde nur 
die KlassenschUlerzahlregelung wie im Entwurf vorgesehen erfolgen, 
jedoch eine Durchschnittszahl von 15 für die einzelnen Schulstufen und 
Schulen vorgesehen bleiben, könnten wohl zwei Klassen, aber bis zu 
einer GesamtschUlerzahl von 44 in diesen Klassen nicht drei SchUler­
gruppe gebildet werden. Als weitere Verbesserung ist vorgesehen, daß 
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in der 4. Klasse der Hauptschule bereits ab 21 SchUlern drei SchUler­
gruppen im AusfUhrungsgesetz vorgesehen werden dUrfen, und zwar auch 

dann, wenn nur eine einzige vierte Klasse an der betreffenden Haupt­
schule besteht; diese Sonderregelung fUr die 4. Klasse erscheint des­
halb geboten, weil diese auch für den Qbertritt in weiterfUhrende 
Schulen vorbereitet und die Leistungsdifferenzierung in Deutsch, 
Mathematik und Lebender Fremdsprache dieser Schulstufe am stärksten 
ist. Sohin wird zumindest in der 4. Schulstufe auch an sehr kleinen 
Hauptschulen im Regelfall die Möglichkeit zur FUhrung des leistungs­
differenzierten Unterrichtes in eigenen SchUlergruppen fUr jede 
Leistungsgruppe möglich sein. 

Zu Z 4: Durch die 7. Schulorganisationsgesetz-Novelle wurde die 
für einige Sonderschularten vorgesehene höchste Klassenschülerhöchst­

-zahl 18 auf 16 heruntergesetzt. Für die Sonderschulen für blinde 
Kinder, für Gehörlose, für schwerstbehinderte Kinder, für sehbehin­
derte Kinder, für schwerhörige Kinder sowie für die Heilstättenschule 

sah diese Novelle keine Herabsetzung der Klassenschülerhöchstzahlen 
vor; dies soll nunmehr durch die 8. Schulorganisationsgesetz-Novelle 
erfolgen. 

Zu Z 5: Bei einer Neuregelung der KlassenschUlerhöchstzahlen für 
die Sonderschule ist die Klassenschülerzahlregelung fUr die Einrich­

tung von Vorschulstufe~ an den nach dem Lehrplan der Volksschule ge­
führten Sonderschulen dieser Neuregelung entsprechend" zu gestalten. 

Zu Z 6: Die Klassenschülerzahlregelung am Polytechnischen Lehr­
gang soll jener der Hauptschule angepaßt werden. 

Zu Z 7: Auch die Regelung für die Einrichtung von Schülergruppen 
im Hinblick auf den leistungsdifferenzierten Unterricht soll der Rege­

lung der Hauptschule angepaßt werden. Da die Lebende Fremdsprache erst 

ab 1. September 1989 fUr alle SchUler des Polytechnischen Lehrgange~ 
verbindlich sein wird, kann die im Artikel I Z 7 vorgesehene Regelung 
erst ab 1. September 1989 wirksam werden; für die Schuljahre 1985/86 
bis 1988/89 enthält Artikel 11 eine Übergangsregelung. 

Zu Z 8: § 33 Abs. 3 enthält die Grundsatzbestimmung für die Tei­
lung von Klassen beim Unterricht in einigen Pflichtgegenständen, wenn 
die vorgesehene Klassenschülerzahl zu hoch ist, um einen ordnungsge­
mäßen Unterricht zu gewährleisten. Derzeit sieht diese Grundsatzbe­
stimmung vor, daß in den Unterrichtsgegenständen Berufskunde und Prak­
tische Berufsorientierung, Fremdsprache und LeibesUbungen bei 30 
SchUlern zwei SchUlergruppen eingerichtet werden dürfen. Da nach der 
vorgesehenen Novellierung des § 33 Abs. 1 bereits ab 31 Schülern zwei 

Klassen zu bilden sind, erscheint die Teilungszahl 30 entbehrlich. 
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Zu Z 9: Wie bereits im Allgemeinen Teil der Erläuterungen und der 

Z 2 ausgefUhrt wurde, soll in den 5. Klassen der allgem~inbildenden 
höheren Schulen die verbindliche Obung Informatik eingefUhrt werden. 
Gemäß § 8 lit. e sind verbindliche Obungen jene Unterrichtsveranstal­

tungen, deren Besuch fUr alle in die betreffende Schule aufgenommenen 
SchUler verpflichtend ist (sofern sie nicht vom Besuch befreit sind) 

und die nicht beurteilt werden. Im Entwurf wird die EinfUhrung von 
Informatik als verbindliche Obung d.h. als nicht zu beurteilende und 
fUr alle SchUler verpflichtende Unterrichtsveranstaltung vorgesehen, 
weil einerseits durch eine zusätzliche Beurteilung eine Mehrbelastung 

der SchU~er .intreten wUrde und die Gefahr bestUnde, daß eine Beurtei­

lung zum Ankauf von Heimcomputern Anlaß sein könnte, um eine bessere 

Note zu erreichen; dies wUrde zu einer zusätzlichen Belastung der 
Familien fUhren. Die Bildungsaufgabe der verbindlichen Ubung Informa­

tik, deren Lehrstoff und didaktischen Grundsätze gehen aus dem gleich­
zeitig mit GZ. 13.890/2-3/III/2/84 dem Begutachtungsverfahren zuge­

fUhrten Lehrplanentwurf hervor. Um eine zu starke stundenmäßige Be­

lastung durch die EinfUhrung von zwei zusätzlichen Wochenstunden in 

der 5. Klasse zu vermeiden, soll eine teilweise Änderung der Stunden­
tafel fUr die Oberstufe der allgemeinbildenden höheren Schulen er­

folgen. 

Mit der EinfUhrung der verbindlichen Ubung Informatik soll der 
Freigegenstand Elektronische Datenverarbeitung in der 5. Klasse ent­
fallen. Die SchUl er haben jedoch die Möglichkeit, aufbauend auf der 
verbindlichen Ubung Informatik in den weiteren Klassen der Oberstufe 
der allgemeinbildenden höheren Schule den Freigegenstand Elektronische 
Datenverarbeitung zu besuchen und diesen Unterrichtsgegenstand als 
PrUfungsgebiet bei der ReifeprUfung zu wählen. 

Zu Z 10: Durch die 7. Schulorganisationsgesetz-Novelle wurde im 
Zusammenhang mit der endgUltigen Abschaffung der 9. Stufe der allge­
meinbildenden höheren Schule die Übergangsstufe beim Oberstafenreal­
gymnasium endgUltig eingefUhrt. Daher wären auch die Aufnahmsvoraus­

setzungen und die mit dem Abschluß der Obergangsstufe verbundenen Be­
rechtigungen in das Schulorganisationsgesetz aufzunehmen. 

Zu Z 11: Durch einen neuen Absatz 2 soll die im § 43 des Schul­
organisationsgesetzes enthaltene Regelung betreffend die Klassen­
schUlerzahlen fUr die allgemeinbildende höhere Schule hinsichtlich der 

Unterstufe den Regelungen der Hauptschule angepaßt werden (vgl. die im 
Artikel I Z 3 des Entwurfes enthaltene Bestimmung des § 21 Abs. 1). 
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Zu Z 12: Hier erfolgt lediglich eine Zitatänderung, die wegen der 

vorstehenden Z 11 (neuer § 43 Abs. 2) erforderlich ist. 

Zu Z 13: § 68 des Schulorganisationsgesetzes sieht fUr die be­

rufsbildenden höheren Schulen die Ablegung einer AufnahmsprUfung vor, 
soweit fUr Sonder formen nicht anderes bestimmt ist. Im Rahmen der 
besonderen Bestimmungen betreffend die Sonder formen wird bei den 
Kollegs lediglich ausgefUhrt, daß Aufnahmsvoraussetzung die erfolg­

reiche Ablegung der ReifeprUfung einer allgemeinbildenden höheren 
Schule oder einer berufsbildenden höheren Schule anderer Art oder 

Fachrichtung ist, doch wird nicht ausdrUcklich darauf hingewiesen, daß 

die AufnahmsprUfung fUr Kollegs entfällt; ebenso ist keine derartige 

Bestimmung fUr die Spezial lehrgänge vorgesehen. Im Rahmen der schul­

versuchsweisen FUhrung der Kollegs war keine AufnahmsprUfung vorge­

sehen. Ebenso besteht auf Grund des § 55 leg.cit. fUr Speziallehrgänge 

im Bereich der mittleren Schulen keine Verpflichtung zur Ablegung der 

AufnahmsprUfung. Ferner enthalten die besonderen Bestimmungen hin­

sichtlich der berufsbildenden höheren Schulen fUr Berufstätige 

spezielle Aufnahmsvoraussetzungen, sodaß auch hier eine AufnahmsprU­

fung nicht gerechtfertigt ist. Sohin soll im § 68 ausdrUcklich der 

Entfall von AufnahmsprUfungen fUr Sonder formen fUr Berufstätige, 
Kollegs und Speziallehrgänge vorgesehen werden, soweit fUr diese nicht 

anderes bestimmt werden sollte . 
• 

Bisher wurde bei den Bestimmungen Uber die AufnahmsprUfung ebenso 

wie bei jenen hinsichtlich der ReifeprUfung jeweils darauf hinge­
wiesen, daß die näheren V~rschriften Uber diese PrUfungen durch ein 

ges~ndertes Bundesgesetz geregelt werden. Dieses Gesetz besteht seit 

dem Schulunterrichtsgesetz, BGBl.Nr. 139/1974. Aus diesem Grund kann 
der derzeitige letzte Satz des § 68 entfallen. 

Zu Z 14 und 15: § 111 Abs. 3 und Abs. 7 enthalten Bestimmungen 

betreffend Besuchsschulen fUr Berufspädagogische Akademien. Diese 

beidenBestimmungen werden zusammengefaßt. 

Zu Z 16: Im Hinblick auf das Ausbildungsziel der Berufspädagogi­
schen Akademien erscheint es geboten, im Rahmen der Lehrplangrundlagen 

bei den Humanwissenschaften den Bereich der Arbeitshygiene ausdrUck­
lich festzulegen. 

Zu Z 17 und 18: Die -Regelungen betreffend die Berufspädagogischen 
Akademien (§§ 110 ff.) des Schulorganisationsgesetzes gehen grundsätz­

lich von einem Studium an den Berufspädagogischen Akademien vor Beginn 
der lehramtlichen Tätigkeit aus. Umbeschadet dessen wurde in den 
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Lehrplänen auf die gegebe~e Notwendigkeit Bedacht genommen, daß viel­

fach Lehrer (insbesonders im fachlich-praktischen Unterrichtsbereich 
und fUr Berufsschulen) erst nach der Anstellung die entsprechende 

Lehramtsausbildung erhalten. In diesen Fällen erfolgt in der ersten 
Phase der Lehrertätigkeit begleitend eine Ausbildung im Rahmen der 

Pädagogischen Institute und wird später die Möglichkeit zum Studium an 
der Berufspädaogischen Akademie geboten. Die einzige Bestimmung des 
Schulorganisationsgesetzes, die auf diese Sachlage Bedacht nimmt, ist 
§ 113 Abs. 6 leg.cit. der vorsieht, daß Personen, die bereits 
mindestens ein Jahr in einem Dienstverhältnis als Lehrer an einer 
Schulart stehen, fUr die sie die Lehramtsausbildung anstreben, bei der 0 

Aufnahme in die Berufspädagogischen Akademien in erster Linie zu 
berUcksichtigen sind. Nunmehr soll durch die EinfUgung eines neuen 
Absatzes 2 in den § 112 und durch eine Änderung des § 113 Abs. 6 die 
Gleichwertigkeit der beiden Arten der Lehrerausbildung ausdrUcklich 

festgelegt werden. 

Zu Z 19 bis 21: Die hier vorgeseh~nen Änderungen enthalten die 
den Grundsatzbestimmungen betreffend die KlassenschUlerzahlen der 
Volksschule, Hauptschule und Sonderschule entsprechenden Regelungen 

fUr die analogen Obungsschulen. 

Zu Z 22: Gemäß § 120 Abs. 3 haben die Studierenden fUr.das Lehr­
amt an Hauptschulen und Polytechnischen Lehrgängen jedenfalls die 
Fächer Deutsch oder Mathematik oder Lebende Fremdsprache zu studieren 
und dazu die Fachwissenschaft eines bestimmten anderen Gegenstandes 
oder einer anderen Gegenstandsgruppe der Hauptschule und (oder) des 
Polytechnischen Lehrganges sowie die einschlägigen Fachdidaktiken zu 
wählen. Die verpflichtende Kombination mit Deutsch, Mathematik oder 
Lebender Fremdsprache hat in einigen Bundesländern dazu gefUhrt, daß 
es in manchen Teilbereichen zu einem Mangel entsprechend lehrbefähig­
ter Lehrer an Hauptschulen bzw. Polytechnischen Lehrgängen gekommen 

ist. Entsprechend de~ wiederholt eingebrachten Vorschlägen soll bei 
Bedarf auf Antrag des betroffenen Landesschulrates von der starren 

Kombination mit den genannten Gegenständen abgewichen werden können. 

Zu Z 23: Auf Grund der 7. Schulorganisationsgesetz-Novelle laufen 
die Bildungsanstalten fUr Arbeitslehrerinnen spätestens mit dem Ende 

des Schuljahres 1987/88 aus. Ab Beginn des Studienjahres 1985/86 er­
folgt die Ausbildung auch fUr den Unterricht in Werkerziehung (texti­

ler Bereich) und Hauswirtschaft fUr allgemeinbildende Pflichtschulen 
an den Pädagogischen Akademien. Derzeit besteht ein Oberangebot an 

Absolventen der Bildungsanstalten fUr Arbeitslehrerinnen, wobei er­
schwerend ist, daß die Absolventen dieser Anstalten im Hinblick auf 

ihre Lehrbefähigung nur mit wenig Unterrichtsstunden an den einzelnen 
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Schulen eingesetzt werden können. Um eine breitere Beschäftigungsmög­

lichkeit zu gewährleisten und eine bessere Vorbereitung für die Be­
rufstätigkeit im Rahmen des allgemeinbildenden Schulwesens zu er­

möglichen, erscheint es zweckmäßig, auch für Absolventen dieser Bil­

dungsanstalten das Studium an der Pädagogischen Akademie zur Erwerbung 

einer umfassenden Lehrbefähigung für Volksschulen, Hauptschulen, Poly­
technische Lehrgänge oder Sonderschulen zu ermöglichen. Im Hinblick 
auf die Bildungshöhe der Pädagogischen Akademie erscheint jedoch die 

Erwerbung zusätzlicher Kenntnisse erforderlich, damit die entsprechen­
den Studiervoraussetzungen gegeben sind. Analog der Regelung bei den 

Akademien für Sozialarbeit soll daher speziell für die Absolventen der 

Bildungsanstalten für Arbeitslehrerinnen ein Vorbereitungslehrgang an­
geboten werden. Die diesbezüglichen Bestimmungen sollen in einem neuen 
§ 131c, der an die Stelle der überholten §§ 131c und d tritt, ent­

halten sein. Die Einrichtung des Vorbereitungs~ehrganges als Über­

gangsbe~timmung für die Schuljahre 1986/87 bis 1990/91 gründet sich 
auf der Überlegung, daß die notwendige Schülerzahl für Vorbereitungs­
lehrgänge nicht auf Dauer gesichert sein wird. Der Bildungsgang soll 

zwei Semester umfassen und die im Abs. 2 Z 2 vorgesehenen Pflicht­
gegenstände beinhalten. Der Pflichtgegenstand Humanwissenschaften ist 

als umfassender Pflichtgegenstand (ohne Trennung in Teilbereiche, wie 

dies im § 120 Abs. 1 lit. ades Schulorganisationsgesetzes normiert 
ist) vorgesehen; aus diesem Grunde ist die gesonderte Nennung des 

Pflichtgegenstandes Religion erforderlich. 

Zu Artikel II: Auf die Ausführungen zu Artikel I Z 7 wird ver­

wiesen. 

Zu Artikel III: Gemäß Artikel III Abs. 1 des Bundesverfassungs­

gesetzes BGBl.Nr. 215/1962, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz hin­

sichtlich des Schulwesens abgeändert wird, sind die Angelegenheiten 

des Bundes-Blindenerziehungsinstitutes in Wien, des Bundes-Taub­
stummeninstitutes (nunmehr Bundes-Gehörloseninstitut) in Wien und der 

Bundes-Berufsschule für Uhrmacher in Kar1stein in Niederösterreich zur 

Gänze Bundessache in Gesetzgebung und Vollziehung. Aus diesem Grunde 

wurden im Artikel V der 5. Schulorganisationsgesetz~Novelle die Ange­
legenheiten dei äußeren Organisation für diese Schulen als unmittelbar 

anzuwendendes Bundesrecht geregelt. Im Hinblick auf die durch die 7. 

und im Entwurf vorliegende 8. Schulorganisationsgesetz-Novelle vorge­
sehenen Änderungen im Bereich der äußeren Schulorganisation der allge­

meinbildenden und berufsbildenden Pflichtschulen bedarf es einer An­

passung des Artikels V der 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle an die 

neue bzw. vorgesehene Rechtslage. 

Zu Artikel IV: Dieser Artikel enthält die Inkrafttretens- und 
Vollziehungsbestimmungen. Hinsichtlich des differenzierten Inkraft­

tretens wird auf die vorstehenden Erläuterungen verwiesen. 

, 
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1. Verringerung der Eröffnungszahl für den Förderunterricht im leistungs­
differenzierten Unterricht (Art. I Z 2) 

2. Herabsetzung der Klassenschülerzahlen an Hauptschulen (Art. I Z 3) 

3. Herabsetzung der Klassenschülerzahlen an Sonderschulen (Art. I Z 4 und 5) 

4. Herabsetzung der Klassenschülerzahlen an Polytechnischen Lehr­
gängen (Art. I Z 6 bis 8 und Art. 11) . 

5. Einführung der verbindlichen tlbung Informatik an allgemeinbildenden 
höheren Schulen (Art. I Z 9) 

6. Aufnahmsvoraussetzung im Zusammenhang mit der tlbergangsstufe im Ober­
stufenrealgymnsium (Art. I Z 10) 

7. Herabsetzung der Klassenschülerzahlen in der Unterstufe der allgemein­
bildenden höheren Schulen (At't. I Z 11 und 12) 

8. Keine AufnahmsprüfUng in bestimmten Sonderformen der berufsbildenden 
höheren Schulen (Art. I Z 13) 

9. Änderungen im Bereich der Berufspädagogischen Akademien (Art. I Z 14 bis 18) 

10. Herabsetzung det' Schülerzahlen an tlbungsschulen (Art. I Z 19 bis 21) 

11. Erweiterung der Wahlmöglichkeiten beim Lehramtsstudium für Hauptschulen in 
besonderen Fällen (At't. I Z 22) 

12. Vorbereitungslehrgang an Pädagogischen Akademien für Absolventen der Bildungs­
anstalt für Arbeitslehrerinnen (bis 1991) (Art. I Z 23) 

13. Anpassung der Bestimmungen betreffend die äußere Organisation von Bundespflicht­
schulen an die entsprechenden Grundsatzbestimmungen (Art. 111) 

----------------.-----------

Mehraufwand in Mio. S gegenüber dem jeweiligen Vorjahr 
;---" -

1985 1986 1987 1988 1989 1990 
-

0,6 1,4 1,4 1,4 0,8 -

34,8 104,4 104,4 117 ,9 95,8 -
13,7 27,4 - - - -
13,9 27,9 - - - -

14,8 35,0 10,5 - - -

- - - - - -

30,7 92,3 93,1 92,9 61,4 -

- - - - - -

- - - - - -
- - - - - -

- - - - - -

- 0,5 0,9 - - -

(Mehraufwand bet'eits bei den entsprechenden Grundsatz-I 
bestimmungen berÜCksiChtigt) I 

~~~,5~_121~,> 12~~~Q2~ 
Anm.: *) Die Kostenberechnung enthält nUr den Personalaufwand, da unter Bedachtnahme auf die Schülerzahlentwicklung im wesentlichen mit dem derzeit 

zur Verfügung stehenden Raum das Auslangen gefunden werden kann. Für die Einführung der verbindlichen tlbung Informatik fällt im 
Kalenderjahr 1985 ein zusätzlicher Sachaufwand von ca. 50 Mio. Schillingen für die Anschaffung von Geräten an. 

-' 
o 
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GEI.TENDE FASSUNG 

§ 8a. 

(3) An Stelle der Abs. 1 und 2 
hat die Ausführungsgesetzgebung hinsid.tlim der öffentlichen I'lli,hl­
sd.uleß", die keine übungssdlUlen • sind, zu bestimmen, 

a) ab weld.er SdllllslUfe ,Ier ötfentlid.en Volkssdlllien und der öffent­
lichen Sondcrsdlllien in l.eibesübungen der Unterri,ht gel rennt nad. 
Gesd.ledllern zu eueilen iSl, wobei im I'reigegcmtall.1 llnd in der 
unverbindlid.en Obung Leibesübungen der Unterrid.t aod. olme 
Trennun~ nad. Ge.d.ledltcrn zulä"iK erklärt werden kann, 

b) daß an den ül>rigen öffentlid.en PllidllSmulen der LJnterrid.1 in 
Leibesübungen gel rennt nad. Ge.d.leLhtern zu eneilen ist, wobei 
der Unterridlt im f'reigegemund und in der unverbindliJ,en übung 
Leibesübungen sowie in den .ponlid.en Sd.werpunkten von Sonder­
formen aud. ohne Trennung nad. GesJlledllern zulässig erldärt 
werden kann, und 

c) bei weid. er Mindestzahl von Anmeldungen ein ahernJliver I'llid.t­
gegenstand, ein freigegenstand oder eine unverbindlid.e übung 
sowie bei weld.er Mindestzahl von Sd.ülern ein FörderunterriJ.t 
abzuhalten sind. 

Ferner haI die Ausführungsgesctzgebung vorzusehen, d,,11 bei Unter­
sdlfeilUng einer MindeSlz.hl von teiinelllllenden Sd.ülern ein Freigegen­
stand oder eine unverbindliJ.c Obung "idll weiterzuführen ist. ~ 
Mindes!lili!..~~.c1dung~!L für di~ Abhaltung eines 2!!IT!l~b:!ö..n 
pßidltgegenslanJes. eines _.!'!!!ß~!i.'O!!!~~!!._ oder __ eine!-~!!,!,~~~!!!~!~~!, 
übung darf 15,hei fremdspraJ.elLun,1 f!!!~irtsJ,aft 12 nid'~.!!!!!~~ili!!l­
ten i die Mindestzahl f~_ den [iirder!!.!!!E!!!d.t ~ar~.!.!!b!!~ .!!!!t~~~~r~i.!E!' 
und 12 nidlt übersdlreitcn

J 
in .Ier Grund7.tuIe und der Sondersdlllie 

ietlod. 3 nidlt un~-;'Sd,;-i:'!~n:.;-;~JiQ:ill~i!~~i!'"Sd;-reii~:-D'ie -t.·fi';-j~~i'~;i"l 
rür die Weilcrfüllfung von freig.genständ.n und unverbindlid,en Obun­
gen darf 12, bei I'rel1l,lsprachen und I bu.winsdull 9 nidll unlersdlr"itell. 
Die Ausfüllrllllg.ge,et7gebung kann jedoJ. für den Fall, dl& die ut>äd.­
lid.e KlassellSd.ülcrzahl unter der vurge.ehenen Mindestzahl für die Füh­
rung eines FreigcgellSlandes o,ler einer unverbindlid.eli übung liegt, die 
I:ührung des FreigegclIstJn.les bzw. der unvcrbindlid.en übung vorsehen, 
wenn ,im alle Sd.üler der Klasse anmelden; die MindeSlHhI für die 
Weiterführung von Freigegenstän.len und unverbindlkhell Übungen in 
diesen fällen darf die Sdlülerzahl der Klasse nimt um mehr als 2 unler­
sdueiten. Ferner kann die Ausführungsgesetzgebung vorsehen, daß zur 
Errekhung der Mimlestuhl Schüler mehr«.r Klassell einer o.lu mehrerer 
Smulen zusamllle'ngcfaßt werden können . 

... 

TEXTGfGENOBERSTEllUNG 

§ Ba. 
(3 1 

ENTWURF 

Die Mindestzahl von Anmeldungen fUr die Abhaltung eines alter­
nativen PfliChtgegenstandes, eines Freigegenstandes oder einer un­
verbindl~chen Obung darf 15, bei Fremdsprachen und Hauswirtschaft 12 
nicht unterschreiten, die Mindestzahl fUr den FBrderunterricht gemäß 
§ 8 lit.f sublit. aa darf 8, jene fUr den FBrderunterricnt gemäß § 8 
lit.fsublit. cc 6 nicht unterschreiten und 12 nicht Uberschreiten, 
fUr den F6rderunterricht in der Grundschule und der Sonderschule in 
allen Fällen jedoch 3 nicht unterschreiten und 10 nicht Ubersohrei­
ten.< 
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GELTENDE FASSUNG 

§ 21. 

(I)' Die Klasscnsdlülerzahl an der HauptsdlUle darf 33 nidlt 
übersteigen und soll 20 nidlt unterschreiten; sofern hievon aus be~onderen 
Gründen CZ. B. zur Erhaltung von SdlUlstandorten oder der höheren 
Sdlulorganisation ' ein Abweid.en edorderlid. ist. hat darüber die nad. 
dem Ausführllngsgcsctz zuständige Behörde nadl Anhörung des Schul· 
erhalters". des lle7irkssdltllrates und des LandessdlUlrates zu entsd.eidcn'. 

(2)· Die Ausführungsgesetzgebung hat zu bestimmen. bei weld,cr 
Sd.ülcrzahl im lIinblid<. auf die l.eisuJllgsgruppen in Deutsd,. Mathematik 
ulI<l Lebender Frenl<lsprathe eigene Sd.ülergruppen einzuridlten sin<I, Die 
Sd.ülerzahl in den Sd,ülergruppen darf JO nid,t übersdlfeiren und im 
Dllrchsdmitt 15' nicht untersdlreiten. Auf jeJer SdlUlstufe und in jedem 
Pflidltgegenstand darf die Anzahl der Sd,ülergruppen die Anzahl der 
Klassen um I. ab 6 Klassen um 2 übersdoreiten. Zwei Sd,ülergrupl'en 
dürfen auch eingerid'lct werden. wenn die Zahl der Sdtüler auf einer 
Sd,ulstufe einer HaupudlUle 20 nid'l untersd"'eitet '. 

§ 27. 

_ (1) Die Zahl der Sd,üler in einer Klasse in einer Sondersdl\tle für 
blinde Kinder, einer Sonderschule für Gehörlose und einer SondersdlUle für 
sdlwerstbehinderte Kin<ler darf 10. die ZaM der Scl.üler in eincr Klasse einer 
SondersdlUle fiir sel.behillderte Kinder, einer SondersdlUle fiir sd.werhlirige 
Kinder und einer lIeilstättensdlUle darf 12 und ,Iie Zaltl Jer Sd.üler in einer 
Klasse einer sonsti~en Sondcrsdl\lle darf 16 nililt übersleigen. 

- 2 -

ENTWURF 

§ 21. 

'(1) Die KlassenschUlerzahl an der Hauptschule darf 30 nicht 

Ubersteigen und soll 20 nicht unterschreiten; sofern hievon aus be­
sonderen GrUnden (z.B. zur Erhaltung von Schulstandorten) ein Ab­
weichen erforderlich ist, hat darUber die nach dem AusfUhrungsgesetz 

zuständige Behörde nach Anhörung des Schulerhalters, des Bezirks­
schulrates und des Landesschulrates zu entscheiden. 

(2) Die AusfUhrungsgesetzgebung hat zu bestimmen, bei welchen 
Voraussetzungen im Hinblick auf die Leistungsgruppen in DeutSCh, 

Mathematik und Lebender Fremdsprache eigene SchUlergruppen einzu­

richten sind. Die Anzahl der SchUlergruppen darf in den einzelnen 

Schulen auf jederSchulstufe und in jedem Pflichtgegenstand die An­

zahl der Klassen um 1 und ab 6 Klassen um 2 nicht Uberschreiten. Die 
SchUlerzahl In den SchUlergruppen darf auf einer Schulstufe einer 

Schule im Durchschnitt 10 nicht unterschreiten. Abweichend von den 

vorstehenden Bestimmungen dUrfen an Hauptschulen mit nur einer ein­

zigen vierten Klasse ab 21 SchUlern drei Schillergruppen vorgesehen 
werden.' 

S 27. 

(1) Die Zahl der Schiller In einer Klasse 1n einer Sonderschule 
fUr blinde Kinder, einer Sonderschule rUr Gehörlose und einer Son­

derschule fUr schwerstbehinderte'Kinder darf 8, die Zahl der SchUler 

in einer Klasse einer Sonderschule fUr sehbehinderte Kinder, einer 
Sonderschule fUr schwerhörige Kinder und einer Heilstättenschule 

darf 10 und die Zahl der Schiller in einer Klasse einer sonstigen 
Sonderschule darf 16 nicht Ubersteigen. 
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GELTENDE FASSUNG 

§ 27. 

(2) Die Smüle~zabl in Klassen für mehrfam behinderte Kinder ridllet 
.im je nadl dcn vorliegenden Behinderungen der Sd,üler nad, Al>s. 1 mit 
der Maßgabe, daß sie jedenfalls 12 nid'l übersteige~ darf. 

\'~) ... 
(4) Die Zahl der Smüler in einer Vorsmulklasse darf 8 nidll ulllemhrei­

len und die Zahl gemäß Al>s. 1 nid,t übersteigen. In einer VondlUlgruppe 
darf die Zahl der Sd,üler 4 niml umersmreilen. 

§ 33. 

(I) Die Zahl der Sd,üler einer Klasse dcs Polytedmismen Lehr­
ganges 5011 im allgemeinen 30 bel ragen und d.uf nidll 36 ül>cmeigen. Für 
Polytedmisd,e Lehrllän!le, .Iie eincr Somlersd,ule angcsd,lossell sind, !leiten 
die im S 27 genanlllcn Klassemd,ülerzahlen cntspred,cnd der Behinde­
rungsHI. 

- 3 -

ENTWURF 

§ 27. 

(2) Die SchUlerzahl in Klassen fUr mehrfach behinderte Kinder 
richtet sich je nach den vorliegenden Behinderungen der SchUler nach 
Abs., mit der Haßgabej daß sie jedenfalls 10 nicht Ubersteigen 
darf. 

( 3 ) 

(4) Die Zahl der SchUler In einer Vorschul klasse darf 8, In 
einer Sonderschule fUr bl~nde Kinder und 'einer Sonderschule fUr 

Gehörlose jedoch 6 nicht unterschreiten und die Zahl gemäß Abs. 1 

nicht Ubersteigen. In einer Vorschulgruppe darf die Zahl der SchUler 

4, in einer Sonderschule fUr blinde Kinder und einer Sond~rschule 
fUr Gehörlose jedoch 3 nicht unterschreiten. 

§ 33. 

-:(1) Die KlassenschUlerzahl am Polytechnischen Lehrgang darf 30 
nicht Ubersteigen und soll 20 nicht unterschreiten; sofern hievon 

aus besonderen GrUnden (z.B. zur Erhaltung von SChulstandorten) ein 
Abweichen erforderlich ist, hat darUber die nach dem AusfUhrungs_ 

gesetz zuständige Behörde nach Anhörung des Schulerhalters, des Be­
zirksschulrates und des LandessChulrates zu entSCheiden. 
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GELTENDE FASSUNG 

§ 33. 

(2) ,Die AusfÜhrunr.sr.esetzgebung' haum hestimmen, bei weld,er Sd.üler­
zaM im flinblitk auf die leistungsgruppen in Deutsd. und Mathematik 
eigene Sd.iilergruppen einzurid.ten sind. Die Sdlülerzahl in den Sd,üler­
gruppen darf 30 nidll übersd"reiten und im Durd.schnitt 15 nidu ulller­
sd.reitcn. Die Anzahl der Sd.lilcq:ruppen in den einzelnen I'tlidllgegenstämlen 
darf die Anzahl der Klassen um I, al> 6 Klassen um 2 und ab 11 Klassen 
um J übcrsdlfeitcn. Zwei Sd,ülcrgruppen dürfen aud. eingeridllct werden, 
wenn die Zahl der Sd,üler am hetrelfenden Polytcchnisdlcn Lehrgang 
20 nidll ulllersdneitet . 

(3) Die Ausführungsgesetzgehung' hat zu bestilnmen, bei weld.er 
Sd,ülerzaltl der Umerridll in dcn Ulllcnidmgcgenständen Berufskunde und 
I'raktisd,e Berufsorientierung, lebende Fremdsprad,e, Masd.insdueihen, 
Wcrkerziehullg, Hauswirtslhafl und Kinderpßege sowie Leibesübungen statt 
für die gesamte Klasse in Schülergruppen zu ertcilen ist. Die Scllülerzahl, 
bei weld,er dcr Unterrich .. in Sdlülergruppen zu erteilen ist, darf für den 
Untcrridlt in llerufskunde und Praktisd,er ßerufsorientierung, l.ehender 
Fremdsprad,e und Leibesül>ungen 30, in Masdlinsdtreiben 25, in Werkerzie­
hung 20 und in Hauswirtschafl und Kinderpßege 16 nid,t untersd,'reiten; 
dies gilt nidll für die Trennung des Unterridlles in Leibesübungcn nach Ge­
sg,lec!!terll'. Die Ausfültrungsgesetl-~cbung hat vorzusehel1~ ~aß in den alter-

nativen Pßidugegenständen die Sd,üler mehrerer Klassen einer Sdmle 
zusammengefaßt werden könncn, soweit die auf Grund der Abs. 1 und 2 
und des ersten Satzes dieses Absatzes bestimmte Sdlülerzaltl nidl1 über­
sdtrittcn wird; in den Umerrid,tsgcgcnständcn Werkcrz.iehung, Hauswirt­
sd,af\ und Leibesübungen kann vorgesehen werden, daß die Sd,iiler mehrerer 
Klassen aud, von mehreren SdlUlen zusammengefaßt werden können. 

- 4 
ENTWURF 

§ 33. 

(bis 31.8.85)'2) Die AusfUhrungsgesetzgebung hat zu bestimmen, bei welchen 
Voraussetzungen im Hinblick auf die Leistungsgruppen in Deutsch und 
Mathematik eigene SchUlergruppen einzurichten sind. Die Anzahl der 

SchUlergruppen darf in den einzelnen Schulen in jedem Pflichtgegen­

stand die Anzahl der Klassen um 1, ab 6 Klassen um 2 und ab 11 Klas­
sen um 3 Uberschreiten. Die SchUlerzahl in den SchUlergruppen darf 

in den einzelnen Schulen im Durchschnitt 10 nicht unterschreiten.-

(ab 1.9.8~)(2) Die AusfUhrungsgesetzgebung hai zu bestimmen, bei welchen 
Voraussetzungen im Hinblick auf die Leistungsgruppen in Deutsch, 
Mathematik und Lebender Fremdsprache eigene SchUlergruppen einzu­
richten sind. Die Anzahl der SchUlergruppen darf in den einzelnen 
Schulen in jedem Pflichtgegenstand die Anzahl der Klassen um 1, ab 6 
Klassen um 2 und ab 11 Klassen um 3 Uberschreiten. Die SchUlerzahl 
in den SchUlergruppen darf in den einzelnen Schulen im Durchschnitt 

10 nicht unterschreiten.' 

'(3) Die AusfUhrungsgesetzgebung hat zu bestimmen, bei welcher 

SchUlerzahl der Unterricht in den Unterrichtsgegenständen Maschin­

schreiben, Werkerziehung sowie Hauswirtschaft und Kinderpflege statt 

fUr die gesamte Klasse in SchUlergruppen zu erteilen ist. Die SchU­
lerzahl, bei welcher der Unterricht in SchUlergruppen zu erteilen 

ist, darf fUr den Unterricht in Maschinschreiben 25, in Werker­
ziehung 20 und in Hauswirtschaft und Kinderpflege 16 nicht unter­

schreiten. Die AusfUhrungsgesetzgebung hat vorzusehen, daß in den 

alternativen Pflichtgegenständen die SchUl er mehrerer Klassen einer 
Schule zusammengefaßt werden kBnnen, soweit die auf Grund der Abs. 1 
und 2 und des ersten Satzes dieses Absatzes bestimmte SchUlerzahl , 
nicht Uberschritten wird; in den Unterricht~gegenständen Werker-

ziehung, Hauswirtschaft und LeibesUbungen kann vorgesehen werden, 
daß die SchUler mehrerer Klassen aueh von'mehreren Schu~en zusammen-

gefaßt werden kBnnen. 
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GEL TENDE FASSUNG 

§ 39. 
( 1 ) 

(2 ) 

( 3 ) 

( 4 ) 

( 5 ) 

§ 40. 

( 5) •• , 

§ 39. 
( 1 ) 

- 5 -

ENTWURF 

(2) Im L~hrplan der im § 36 genannten Formen der allgemein­
bildenden haheren Schulen ist ferner in der 5. Klasse als verbind­
liche Ubung Informatik vorzusehen. 

( 3 ) 

( 4 ) 

( 5 ) 

( 6 ) 

§ 40. 

(5) Die Aufnahme in die Übergangsstufe eines Oberstufenreal_ 
gymnasiums setzt die erfolgreiche ErfUllung der ersten ac~t Jahre 

der allgemeinen Schulpflicht voraus. Bei erfolgreichem Abschluß der 

Ubergangsstufe entfällt die Ablegung einer AufnahmsprUfung in die 
5. Klasse des Oberstufenrealgymnasiums. 

( 6) 
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GEI.TI:.NDE FASSUNG 

§ 43. 

(1) Die Zahl der Sd,üler in einer Klasse einer allgemeinbildenden 
höheren Schule soll im allgemeinen 30 betragen' und darf 36 nid,t über­
steigen. Bei mehr als 36 Sdliilern ist die Klasse in Parallelklassen' zu teilen, 
sofern die Klassensd.ülerzahl nid,t durch eine Aufteilung der Sd,üler auf 
bereits bestehende Parallelklassen auf höd.stens 36 gesenkt wenlen kann. 

(2) Der Bundesminister für Unterridlt und Kunst hat nad. den Er­
fordernissen durd. Verordnung LU bestimmen, bei wcld,en Unterrid,u­
gegenständen der UnterriJ,t statt Eiir die gesamte Klasse in Sdliiler­
gruppen zu erteilen ist, wenn eine hiefiir festzulegende HödlSlzahl von 
S\~,ülern einer KI .. se übersduittcn wird. 

(3) In d ... I'/Iid,tgegenständen Leibesübungen und Wcrkcrzichung (für 
Knahen bzw. für Mädd,en) können Sd.iiler mehrerer Kla'5en einer oder 
mehrerer Schulen zusa:"mcngdaßt werden, soweit hiedurd, die gemäß 
Ahs. 1 hzw. auf G,und des Abs. 2 festgesetzten HödlSlzahlell nid,t üL;er­
schritten werden. 

§ 68. 

Voraussetzung für ,Iie Aufnahme in eine berufsbildende höhere 
SdlUle ist - soweit für Sonderformen nicht anderes bestimmt ist - die 
erfolgreid,e Erfüllung der ersten ad,t Jahre der allgemeinen Schulpflidlt· 
sowie die erfolgreiche Ablegung einer Aufnahmsprüfung, durch weldle die 
geistige und körperliche Eignung des Sd,ülers für die betretTende Fadl­
ridltung festzustellen ist. Die näheren Vorsdlriften über die Aufnaillns­
prüfung werden durdl ein gesondertes Bundesgesetz geregelt. 

§ 43. 
(1\ 

o -

ENTWURF 

'(2) Die KlassenschUlerzahl an der Unterstufe der allgemeinbil­
denden h6heren Schule darf abweichend von Abs.l 30 nicht Ubersteigen 
und soll 20 nicht unterschreiten. 

(3 ) 

(4) In den Pflichtgegenständen LeibesUbungen und Werkerziehung 
(fUr Knaben bzw. fUr Mädchen) können Sohiller mehrerer Klassen einer 
oder mehrerer Schulen zusammengefaßt werden, soweit hieduroh die 

gemäß Abs.l und 2 bzw. auf Grund des Abs.3 festgesetzten Höohst­
zahlen nioht Uberschritten werden. 

§ 68. 

Voraussetzung rUr di~ Aufnahme in eine berufsbildende 
höhere Schule ist die erfolgreiche Erfilliung der ersten acht Jahre 

der allgemeinen Sohulpflioht sowie die erfolgreiche Ablegung einer 
AufnahmsprUfung, duroh welohe die geistige und körperliohe Eignung 

des SchUlers fUr die betreffende Faohrichtung festzustellen ist. nie 

AufnahmsprUfung entfällt bei den Sonder formen fUr Berufstätige, , 
Kollegs und Spezlall~~rgängen, soweit fUr diese nioht an~eres be­
stimmt 1st. 
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GELTENDE FASSUNG 

§ 111. 

(l) - Für jede Berufspädagogisdle Akademie sind geeignete Einriduun­
gen zur sdJulpraktisJ,en Allibildung, insbesondere ßesuJmdlUlcn • vor­
zusehen. 

(7)- ' Für jede Berufspäda!;ogisdle Akademie .ind geeignete SJlUien in der 
e.forderJidJen Zahl als BesudlSsdlUlcn zu bestimmen. 

§ 112. 

(I) Im lehrplan (§ 6) der DerufspädagogisJlen Akademien sind 
als Pllidngegenstände vorzusehen _ : 

a) Humanwissensdlaften (insbesondere Religiollspäda!;ogik, Erzichungs­
wissellsmaft. Ulllerridllswissensd ... ft, Pädagogisdle Psymologie, Päd­
agogis<be Soziulogie, DelricLsslIliologie, SJlUlredn. DiologisJ •• Grund­
Ialc:en der Erziehung, Sdlllihygiclle und GesuodheilSl.hre); 

• 

(2) In den Lehrplänen ist enlSpredlend den Bildungszielen und 8il­
Idungsinhalten der einzelnen UllIerridllSgegenstände festzulegen. ob der 

llIerriJIt als Vorlesung, Seminar od.:r Obung zu erfolgen hat. 

- 7 -

ENTWURF 

§ 111. 

'(3) FUr jed~ Berufspädago~ische Akademie sind zur schUl­

praktischen Ausbildung geeignete Schulen in der erforderlichen Zahl 
als Besuchsschulen zu bestimmen. 

§ 112. 

a) Humanwissenschaften (inSbesondere Religionspädagogik, Er­

ziehungswissenschaft, Unterrichtswissenschaft, Pädagogische 
Psychologie, Pädagogische Soziologie, Betriebssoziologie, 

Schulrecht, Biologische Grundlagen der ErZiehung, Gesund­
heitslehre, Schul- und Arbeitshygiene); 

1(2) In den Lehrplänen können verkUrzte Studiengänge fUr in 
einem Dienstverhältnis stehende Lehrer vorgesehen werden, wenn im 

Hinblick auf ihre in der praktischen Unterrichtsarbeit gewonnenen 

Erfahrungen und die Absolvierung von am Pädagogischen Institut ein­
gerichteten einschlägigen Lehrveranstaltungen die Erreichung des 

Bildungszieles der betreffenden Lehramtsausbildung erwartet werden 
kann.' 

( 3 ) 
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üELTI:NDE FASSUNG 

§ 11 3 . 

(6) Personen, die bereits mindestens ein Jahr in einem Dienstverhältnis 
als Lehrer an einer SdlUlart stehen, für die sie die Lehramtsausbildung an­
streben, sind bei der Aufnahme in die ßerufspädagogisd,en Akademien in 
erster Linie zu berücksichtigen . 

§ 11 9. 

(6) Die übungsvolkssdmle' ist als vierkbssige Volkssdmle fiir die erste 
bis vierte SdlUlstufe' zu führen. Die Zahl tier Scl,ülcr in einer Klasse einer 
~'gssdlUle soll il1l2.!!J;~~!!_l0 belr~Ii~L_ullll. darLl~.!,id!!Jiber­
sleigen '. Der Bundesminister für Unterricht und Kunst I,at nach den Er­
fordernissen tlurd, Verordnung . zu bestimmen, bci weld,er Sd,ülerzaltl 
der Ullterridll in den Pllidllgegenständen Werkerziehung, Hauswirtsd,aft 
und Leibesiibungen statt für die ges.ll11te Klasse in Sd,ülergruPl'en zu cr­
teilen ist. Insoweit ,Iie Au,führungsgesetzgebung des Landes, in dem ,lie 
Pädagogische Akadcmi" ihren Standort hat, für Volksschulen keine Tren­
nung des Unterrid'les in Leibesübungen nadl Gesd,led,tern vorsieht (S 8 a 
Abs. 3 lit. a), kann der Leiter der Pädagogischen Akademie den gemein­
salllen UlIleni,ht von Knaben und Miidd,cn in Leibesübungen an der 
()bun~svolkssdlUle vorsehen. 

(7) Die Obungshauptsdmle umfaßt vier Schulstufen. Jede Sdlllhtufe 
hat einer Klasse zu entsprec·hen. Die Sdlüler einer SdlUlslllfe sind in den 
I'llidngegensti;nden Deutsdl, Mathematik und Lebende Frcllldsprac-he ent­
sl"ed,end der Einstufung in l.eiswngsgruppen nadl Möglidlkeit in Sdlüler­
gruppen :, in den ührigen UnterridllSgegcnständen olllle Derüd<sidnigung 
ihrer Leistungsfähigkeit in Klassen zusammenzufassen. Die Zahl der Sd,üler 
in ciner Klasse_~Q~!'l1shauetsd,ule darf 3l nidll .über~~!I. (ier Dun­
desminister für Unterridll und Kuns! hat nadl den Erfordernissen durdl 
Verordnung zu bestimmen, bei welcher Sd,ülerzaltl in den Unterrichts­
gegenständcn Deutsdt, Mathematik und Lebemle Fremdsprache eigene Schü­
lergruppen einzuridllen sind und der Unterricht in Werkerziehullg, Haus­
wirtsd,all und l.eibesübungen $Iat( für die gesamte Klasse in Sd,ülergrul'l'en 
zu erteilen ist. 

H 

ENTWURF 

§ 113. 

'(6) FUr gemäß § 112 Abs.2 verkUrzte Studiengänge hat der Bun­
desminister fUr Unterricht, Kunst und Sport zusätzlich zu den auf 
Grund des Abs.5 festzulegenden Aufnahmsvoraussetzungen jene Auf­

·nahmsvoraussetzungen festzulegen, die fUr' die ErreiChung des Ausbil­

dungszieles bei der verkUrzten Studiendauer erforderlich sind. 

§ 11 9. 

( 6 ) 

Die Zahl der SchUl er in einer Klasse der Ubungsvo~ksschule 
darf 30 nicht Ubersteigen. 

•• 

(l) 
~'Die Zahl der SchUler in einer Klasse der Ubungshauptschule 

darf 30 nicht Ubersteigen. 
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GELTENDE FASSUNG 

§ 11 9. 

(8) Eine Obungssondemhulc hat eine mindestens dreiklassige All· 
gemeine SondersdlUle sowie mindestens eine Klasse für mehrfad. be­
hinderte Kinder zu umfassen. Die Zahl der Sdlüler in einer Klasse einer 
ObungssondersdllJle darf höJ..s~::-betragen, in Klasse!.!...!ci!... mehrfadt 
behinderten Kindern hödtstens 12. Der Bundesminister für Unterrid.t und 
Kunst hat nadt den Erfordernissen durd. Verordnung zu bestimmen, bei 
wcldler Sdlülerzahl der Unlerridll in den Pllidllgegenslänllen Werkerzie­
hung, Hauswinsdtaft und Leibesübungen Slau für die gesamte Klasse in 
Sdlülergruppen zu erteilen ist. Außerdem können für die angeführten 
GegenSlände erfordcrlid.enfalls die Sd.ülcr mehrerer Klassen zusammen­
gef aßt werden. 

§ 120. 

- 9 

§ 119. 

(8) . 

ENTWURF 

Die Zahl der SchUl er in einer Klasse einer Ubungssonderschule 
darf höchstens 16 betragen, in Klassen mit mehrfach behinderten 
Kindern höchstens 10. 

§ 120. 

(5) Der Bundesminister fUr Unterricht, Kunst und Sport kann . , 

durch Verordnung auf Antrag des Landesschulrates fUr die Pädagog1~ 
sehe(n) Akademie{n} dieses Landes vorsehen, daß auch andere ais die 

1m Abs.3 l1t.a ßenannten Pflichtgegenstände gewähJt werden können, 

wenn an fUr diese Pflichtgegenstände lehrbefähigten Lehrern ein be­
sonderer Bedarf besteht. 
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GELTENDE FASSUNG 

§ BI c. Die Aufna~me in die eme Klasse einer allgemeinbildenden 
höheren Schule mit Unterstufe für die SdlUljahre 1973/74 his 1984/85 setzt 
ahweichend von den Beslimmungen des S 40 an Stelle der erfolgreichen Ab­
legung einer Aufnahmsl'rüfung die Feststellung der Eignung zum Besud. 

~ des Ersten Klassenzuges der I-huptsdlUle im Sinne des S 17 voraus, I.edig­
lidt Aufnahmshewerber, die diese Voraussetzung nicht erfüllen, hahen eine 
Aufnahmsprüfung ahzulegen , 

S BI d. (I) Die lIestimmungen des § 4 Abs, 1 über die für beide Ge­
schlechter gemeinsame Unterrichuerteilung sind an SdlUlcn, die bisher 
getrennt nach Knaben und Mädchen geführt worden sind, erstmals auch für 
jene Schüler anZllwenden, die mit Beginn des SdlUljahres 1976/77 in die erste 
Stufe eintreten, 

(2) (Grundsatzbestimmung) Die Bestimmungen des Abs, I gehen für 
öffentlidIe l'flidllsdmlen, die keine Obungssdlulen sind, als Grundutz­
hestimmungeu<' , 

10 -

ENTWURF 

'§ 131c. (1) Abweichend von der Voraussetzung fUr die Aufnahme 

in eine Pädagogiscpe Akademie gemäß § 121 erster Satz k6nnen auch 
Absolventen der Bildungsanstalt fUr Arbeitslehrerinnen in die Päd­

agogische Akademie aufgenommen werden, die einen Vorbereitungslehr­

gang gemäß Abs.2 ,erfolgreich abgeschlossen haben. 

(2) An den Pädagogischen Akademien kann bei Bedarf nach Maßgabe 

der folgenden Bestimmungen in den Schuljahren 1986/81 bis 1990/91 

ein Vorbereitungslehrgang gefUhrt werden: 

1. Der V?rbereitungslehrgang hat in einem zweisemestrigen Bil­

dungsgang Personen mit der BefähigungsprUfung fUr Arbeitslehrerinnen 

auf das Lehramtsstudium an der Pädagogischen Akademie vorzubereiten. 

2. Im Lehrplan (§ 6) des Vorbereitungslehrganges sind als 

Pflichtgegenstände vorzusehen: Religion, Humanwissenschaften, 

Deutsch, Naturwissenschaftliche Grundlagen der Allgemeinbildung, 

Biologie und Umweltkunde, Physik, Chemie sowie als alternative 

Pflichtgegenstände Deutsch (erweiterter Unterricht), Mathematik und 

Lebende Fremdsprache. 

(3) FUr Absolventen des Vorbereitungslehrganges, die den 

Studiengang fUr das Lehramt an Volkssch~len besuchen, entfallen die 

mit der AUSbildung fUr Werkerziehung (textiler Bereich) zusammen­

hängenden Pflichtgegenstände und fUr jene, die den Studiengang fUr 
das Lehramt an Hauptschulen oder PolyteChnischen Lehrgängen be­

suchen, entfällt der Pflichtgegenstand gemäß § 120 Abs. 3 lit.b und 
die diesem entsprechenden Fachdidaktiken; sie sind jedoch zum Besuch 

dieser Pflichtgegenstände berechtigt. 

, 
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GELTENDE FASSUNG 

Artikel V 

Für das Bundes-ßlindenerziehungsinstitut in Wien, das ßundesinstitut für 
Gehörlosenbildung in Wien und die Bundes-Berufsschule für Uhrmacher in 
Kar1stein in Niederöslerreidl wird in Abweid!ung vom 11. Ihupmü.:k 
Teil A Absd!nitt I Z 3 lit. b und Teil B Abs,hnin I lit. b des Sd.ulorgani­
sationsgesen.es als unminelbar anzuwendendes ßundesredlt bestimmt: 

I. Für das Bundes-ßlindener~iellUngsinslitut und das ßundesinslitlll für 
Gehörlosenbildung in Wien: 

a) Das ßundes-ß1indenerziellUngsinslilut in Wien ist eine SondersdlUle 
für blinde Kinder, das ßllndesinstilut für Gehörlosenbildung in Wien 
eine SondersdlUle für Gehörlose. Diesen Sondersdllllcn künnen 
audl Klassen für mehrfad. behinderte Kinder angesd.lossen werden .. 

b) Diese Sondcrsdlulen umfassen ad.t Sdlulstufen; der Ansd.luß der 
neunten Sdlllhtufc in der Form des PoIYledlllisdlen Lehrganlles ist 
möglidl. Die EinleilUllg in Klassen hat sidl nadl dem Alter lind der 
Bildungsfähigkeit der Sd.üler zu rid.len. Insoweit der UllIerridlt 
nad. dem Lehrplan der VolkssdlUle oder der Hauptsd.ule oder des 
PolytedlllisJ.en tehrganges c, folgt, hat jeder Sdlulslufe eine Klasse 
zu entspred.en und sind für den Unterridlt nad! dem Lehrplan der 
Hauptsdlllle zwei Klasseuzüllc einzuridllen; sofern hicfür nid'l ge­
nügend Sd,üler zur Verfügung 51ehen, kann der Unlerricht n3d, 
dem Lehrplan der Volkssdlllie für mehrere SdlUlslufen und der 
Untcrrid.t nad, dem Lehrpl.n der IlaupudlUle, .Ier zweiziillig zu 
führen ist, jeweils in einer Klasse erfolgen; Wird der UlIlcniJIt fiir 
mehrere Sdmlstufcn in einer Klasse Zusallllllengefaßt, so sin!1 snld.e 
Klassen in Ableilulllicll zu gliedern, wobei eine Abteilung einc oder 
mehrere - in der /(egel aufcillJndcrfulscllde - Sd.ulslUfm :LU UIIJ­

fassen hat. 

11 .. 

ENTWURF 

Artikel V 

'b) Diese Sonderschulen umfassen acht Schulstufenj der Anschluß 

der neunten Schulstufe in d~r Form des Polytechnischen 
Lehrganges 1st mHglich. Die Einteilung in Klassen hat sich 

nach dem Alter und der Bildungsfähigkeit der Schiller zu 

richten. Insoweit der Unterricht nach dem Lehrplan der 
Volksschule oder der HauptSChule oder des Polytechni~chen 

Lehrganges erfolgt, hat jeder'Schulstufe eine Klasse zu 

entspre~hen. Sofern hiefUr nicht genUgend SchUler zur Ver­

fUgung stehen, kann der Unterricht nach dem Lehrplan der 
VolkSSChule fUr mehrere Schulstufen jeweils in einer Klasse 
erfolgen; wird der Unterricht fUr mehrere Schulstufen in 

einer Klassen zusammengefaßt, so sind solche Klassen in 
Abteilungen zu gliedern, wobei eine Abteilung eine oder 
mehrere - in der Regel aufeinanderfolgende - Schul stufen zu 

umfassen hat. 
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GELTENDE FASSUNG 

Artikel V ..• 

c) Die Zahl der Sdlüler in einer Klasse darf 10 nidlt übersteigen. 

2. Für die Bundes-ßcrufmhule für Uhrmacher in Karlstein: 

- 12 -

ENTWURF 

Art i k el V .•. 

e) Die Zahl der SchUler in ein~r Klasse darf 8 nicht Uberstei­
gen. Soweit der Unterricht nach dem Lehrplan der Hauptschu­

le oder des Polytechnischen Lehrganges erfolgt, sind in 
Pflichtgegenständen mit Leistungsgruppen SchUlergruppen 

einzurichten, deren Zahl die Anzahl der Klassen der be­

treffenden Behinderungsart auf einer Schulstufe um 1 Uber­

schreiten darf. Die durchschnittliche Mindestzahl der SchU­

ler fUr die Einrichtung von SchUlergruppen hat der Bundes­

minister fUr Unterricht, Kunst und Sport unter Bedachtnahme 

auf die Behinderungsart und die Anforderungen im betreffen­
den Pflichtgegenstand sowie die regionalen Verhältnisse 

durch Verordnung festzulegen. Die H6chstzahl der SchUler in 

einer SchUlergruppe darf die Zahl 8 nicht Ubersteigen. 

2. 

e) Die SchUl er sind im betriebswirtschaft~ichen und fach­

theoretischen Unterricht durch die Einrichtung von Lei­

stungsgruppen zu fördern, sofern hiefUr eigene SchUlergrup­

pen eingeriChtet werden. Die Voraussetzungen fUr die 

Einrichtung von SchUlergruppen hat der Bundesminister für 

Unterricht, Kunst und Sport unter Bedachtnahme auf die im 

§ 51 Abs.3 des Schulorganisationsgesetzesgenannten 

Mindestvoraussetzungen sowie die regionalen Verhältnisse 

durch Verordnung festzulegen. 

" 
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